
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Stephan Protschka,
Berengar Elsner von Gronow, Peter Felser, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD
– Drucksache 19/19667 –

Aktuelle Situation im Obst- und Gemüseanbau

1. Wie groß ist nach Kenntnis der Bundesregierung die Spannweite der ge-
schätzten Obst- und Gemüseverluste in der landwirtschaftlichen Produk-
tion, die aufgrund von Abweichungen von Handelsnormen entstehen (bitte
nach Obst und Gemüse insgesamt, Obst insgesamt, Gemüse insgesamt,
Äpfeln, Salat, Birnen, Erdbeeren, Trauben, Tomaten, Süß- und Sauer-
kirschen, Pflaumen, Zwetschgen, Mirabellen, Karotten, Kartoffeln auf-
listen)?

Zu den Verlusten bei Obst und Gemüse, die entstehen, weil die EU-Vermark-
tungsnormen nicht eingehalten werden, liegen der Bundesregierung keine 
repräsentativen statistischen Daten vor. Den Wirtschaftsbeteiligten steht es frei, 
Erzeugnisse, die den Vermarktungsnormen nicht (mehr) entsprechen, normge-
recht aufzubereiten oder einer anderen Nutzung zuzuführen.
In einer EU-Studie (Marketing standards in the fruit and vegetable sector, Agri 
2009 – Eval-07) wird berichtet, dass der Anteil nicht normgerechter und damit 
nicht frischmarktfähiger Erzeugnisse auf der Stufe der Erzeugung bei Obst und 
Gemüse je nach Produkt zwischen 2,5 und 15 Prozent liegt, wobei die Erzeuger 
diese Erzeugnisse möglichst der Verarbeitung zuführen, so dass die Erzeug-
nisse dem Lebensmittelkreislauf nicht entzogen werden.
Sofern im Zuge der staatlichen Kontrollen zur Überwachung der Einhaltung der 
Vermarktungsnormen Verstöße festgestellt werden, steht es den Wirtschafts-
beteiligten frei, die Ware normgerecht herzurichten und nach einer Nach-
kontrolle auf dem Frischmarkt anzubieten. Bei der Importkontrolle liegen hier-
zu Erfahrungen der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung vor: Im 
Schnitt der Jahre entscheiden sich die Wirtschaftsbeteiligten bei weniger als 
4 Prozent der beanstandeten Menge, diese wegen nicht sortierbarer, innerer 
Mängel oder starkem Verderb zu vernichten.
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2. Hat die Bundesregierung die Forderung des Deutschen Raiffeisenverban-
des (DRV) aus dem letzten Jahr aufgegriffen, dass die Bundesregierung 
umgehend durch Vermittlungsabsprachen mit „Drittlandstaaten“ die Be-
schäftigung von Saisonarbeitskräften aus diesen Ländern ermöglichen soll 
(https://www.topagrar.com/management-und-politik/news/obst-und-gemu
esegenossenschaften-stehen-vor-grossen-herausforderungen-1150980
7.html)?

a) Wenn ja, wann, und mit wem wurden diese Vermittlungsabsprachen 
durchgeführt, und zu welchen Ergebnissen kamen diese?

b) Wenn nein, warum nicht?

Die Fragen 2 bis 2b werden gemeinsam beantwortet.
Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, dass genügend Saisonarbeitskräfte 
zur Verfügung stehen. Deshalb hat sie bereits 2017 die gesetzlichen Vorausset-
zungen geschaffen, um zukünftig auch Saisonarbeitskräfte aus bestimmten 
Drittstaaten beschäftigen zu können. Hierfür ist u. a. erforderlich, dass die Bun-
desagentur für Arbeit (BA) Vermittlungsabsprachen mit den Arbeitsverwaltun-
gen dieser Drittstaaten abschließt.
Die BA hat im Januar 2020 eine Vermittlungsabsprache mit der georgischen 
Arbeitsverwaltung zur Beschäftigung von Saisonarbeitskräften in der Landwirt-
schaft abgeschlossen. Für die Erntesaison 2020 war ursprünglich im Rahmen 
eines Pilotverfahrens eine Kontingentgröße von 400 bis 500 Kräften vereinbart 
worden. Das Pilotverfahren soll der Erprobung und Etablierung neuer Prozesse 
und Strukturen für die Anwerbung und Vermittlung von Saisonarbeitern die-
nen. Aufgrund der Coronakrise ist der Beginn der Vermittlungen verschoben 
worden.
Die BA steht darüber hinaus in aktiven Verhandlungen mit weiteren Drittstaa-
ten, um Vermittlungsabsprachen für eine Saisonarbeit in Deutschland abzu-
schließen. Zu diesen Ländern zählen: Albanien, Bosnien-Herzegowina, Nord-
Mazedonien und Moldawien. Die Arbeitsverwaltung der Ukraine hat sich bis-
her nicht abschließend positioniert. Es ist offen, ob es mit diesen Ländern zu 
Vermittlungsabsprachen kommen wird.
Mit Montenegro sind weitere Verhandlungen aufgrund eigener saisonaler 
Bedarfe voraussichtlich nicht zielführend. Mit Serbien finden – auf deren 
Wunsch – vorerst keine weiteren Verhandlungen statt.

3. Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung Exportdestinationen, die von 
anderen EU-Mitgliedstaaten mit frischem Obst und Gemüse beliefert wer-
den dürfen, die deutschen Unternehmen verwehrt sind?

Für die Einfuhr von frischem Obst und Gemüse sind sowohl aus phytosanitärer 
als auch aus lebensmittelrechtlicher Sicht die jeweiligen Einfuhrvorschriften 
des Ziellandes maßgeblich. In Abhängigkeit der Einfuhrvorschriften des jewei-
ligen Drittlandes für frisches Obst und Gemüse, der Herkunft und unterschied-
lichen Gegebenheiten, z. B. dem damit ggf. verbundenen nicht gleichmäßig 
verteilten Vorkommen von Schadorganismen der Pflanzen in EU-Mitglied-
staaten, ist es möglich, dass für verschiedene EU-Mitgliedstaaten unterschied-
liche Einfuhrvorschriften gelten. Dies kann dazu führen, dass EU-Mitglied-
staaten, für die das Importland kein phytosanitäres Risiko sieht, im Gegensatz 
zu einem anderen EU-Mitgliedstaat frisches Obst und Gemüse liefern dürfen. 
Nach Artikel 12 der VO (EG) Nr. 178/2002 sind bei der Ausfuhr grundsätzlich 
die lebensmittelrechtlichen Anforderungen der EU zu beachten, sofern die Be-
hörden des Einfuhrlandes nichts Anderes verlangen oder die Rechtsregelungen 
im Einfuhrland nichts Anderes festlegen. Abweichende Anforderungen des 
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Ziellandes in Abhängigkeit vom jeweils exportierenden EU-Mitgliedstaat sind 
nicht bekannt.

4. Welche wirtschaftlich tragfähigen Alternativen zu Glyphosatanwendungen 
sind der Bundesregierung für die Baumstreifenbehandlungen im Obstbau 
bekannt, insbesondere vor der im Aktionsprogramm Insektenschutz ange-
kündigten verbindlichen Beendigung der Anwendung von glyphosathalti-
gen Pflanzenschutzmitteln zum Stichtag 31. Dezember 2023 (https://www.
bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Pools/Broschueren/aktionsprogramm_inse
ktenschutz_kabinettversion_bf.pdf, S. 36)?

Es ist davon auszugehen, dass bei einem Verzicht auf Glyphosat im Obstbau 
hauptsächlich eine mechanische Unkrautbekämpfung zum Einsatz kommen 
wird, die in der Regel zu einem höheren Arbeitsaufwand führt. Dessen wirt-
schaftlichen Auswirkungen können durch die Bundesregierung derzeit noch 
nicht abgeschätzt werden.

5. Welche Auswirkungen hätte nach Kenntnis der Bundesregierung ein Ver-
bot der Streifenbehandlung mit glyphosathaltigen Mitteln auf die Bio-
diversität?

Zu den Auswirkungen eines Verbots der Streifenbehandlung mit glyphosat-
haltigen Mitteln auf die Biodiversität liegen der Bundesregierung keine belast-
baren Erkenntnisse vor.

6. Wie viele Obst- und Gemüsebaubetriebe wirtschaften nach Kenntnis der 
Bundesregierung derzeit in Fauna-Flora-Habitat(FFH)-Gebieten oder an-
deren Schutzgebieten (bitte Anzahl und Hektar nennen)?

Dazu liegen der Bundesregierung derzeit keine Erkenntnisse vor.

7. Wie wettbewerbsfähig sind nach Kenntnis der Bundesregierung die Stan-
dards in den Bereichen Umwelt, Energie, Lohnkosten und Pflanzenschutz 
im deutschen Obst- und Gemüseanbau im Vergleich zu den anderen EU-
Mitgliedstaaten, beziehungsweise zu welchen Mehrkosten führen die deut-
schen Standards im Vergleich?

Der Bundesregierung liegen keine Daten zu den Auswirkungen von Standards 
in den Bereichen Umwelt, Energie und Pflanzenschutz im deutschen Obst- und 
Gemüsebau auf dessen Wettbewerbsfähigkeit bzw. auf Mehrkosten im Ver-
gleich zu anderen EU-Mitgliedstaaten vor.
Laut einer im Auftrag der Europäischen Kommission durchgeführten Studie 
tragen gesetzliche Standards im Bereich Umwelt und Nahrungsmittelsicherheit 
nur zu dem geringen Anteil von 2 bis 3 Prozent zu den Gesamtkosten bei der 
Erzeugung von Äpfeln bei (Menghi et al. 2015).
Für den Apfelanbau hat das Thünen-Institut in einer Studie 2015 ermittelt, dass 
die Produktionskosten für Äpfel in Italien, dem wichtigsten Herkunftsland für 
Apfelimporte, in der gleichen Größenordnung lagen, wie in Deutschland unter 
Mindestlohnbedingungen (Garming H, Strohm K, Dirksmeyer W, (2015): Wirt-
schaftlichkeit der Apfelproduktion in Deutschland und Italien).

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 3 – Drucksache 19/19927



Da die Standards des Lebensmitteleinzelhandels (LEH) auch für Importware 
gelten, kann davon ausgegangen werden, dass der Einfluss von nationalen bzw. 
EU-Regelungen auf die Wettbewerbsfähigkeit der Obstproduktion allenfalls 
marginal ist. Die im Vergleich zu den gesetzlichen Vorgaben strengeren Auf-
lagen des LEH im Umweltbereich dürften diesen Einfluss überwiegen.
Eine Aussage über Mehrkosten aufgrund von Lohnkosten im Vergleich zu 
anderen EU-Mitgliedstaaten kann aufgrund der unzureichenden Datenlage 
nicht getroffen werden.

8. Welche Studien zu einem direkten Zusammenhang zwischen Pflanzen-
schutzmaßnahmen und Biodiversitätsverlust sind der Bundesregierung be-
kannt, und welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung für ihr 
eigenes Handeln daraus?

Erkenntnisse zum Einfluss des Einsatzes chemischer Pflanzenschutzmittel und 
auch anderer Faktoren auf die biologische Vielfalt werden in dem Umwelt-
forschungsplan Forschungsbericht Jahn et al., 2014 („Protection of biodiversity 
of free living birds and mammals in respect of the effects of pesticides“, www.
umweltbundesamt.de/en/topics/plant-protection-products-threaten-farmland-b
irds) dargelegt.
Im Handlungsbereich 4 des Aktionsprogramms Insektenschutz hat sich die 
Bundesregierung auf Maßnahmen zur Minderung der Anwendung von Pflan-
zenschutzmitteln und Bioziden verständigt.
Die Bundesregierung sieht im „Refugialflächenansatz“ eine geeignete Möglich-
keit, um die Anwendung von Breitbandherbiziden, sonstigen biodiversitäts-
schädigenden Herbiziden sowie biodiversitätsschädigenden Insektiziden davon 
abhängig zu machen, dass Rückzugsflächen auf und angrenzend an den An-
wendungsflächen vorhanden sind.

9. Welche Indikationslücken im Pflanzenschutz für gartenbauliche Kulturen 
sind der Bundesregierung bekannt, und welche Maßnahmen sind zur 
Schließung derselben geplant?

Zur Schließung der Indikationslücken hat die Bundesregierung bereits vielfäl-
tige Maßnahmen ergriffen. Verantwortlich für diesen Bereich ist auf Bundes-
ebene in erster Linie die Bund-Länder-Arbeitsgruppe Lückenindikationen mit 
ihren spartenbezogenen Unterarbeitsgruppen (UAG). Gemeinsam mit den 
ebenfalls spartenbezogenen Arbeitsgruppen auf EU-Ebene, den Commodity 
Expert Groups (CEG), werden zu bearbeitende Lücken identifiziert und in einer 
„Minor Use Needs List“ zusammengestellt. Für die Bearbeitung dieser vor-
rangig zu schließenden Lückenindikationen werden Projekte zur Datenerarbei-
tung vereinbart und gemeinschaftlich finanziert. Die Bundesregierung unter-
stützt die übergeordnete europäische Koordinierungsstelle für Lückenindikatio-
nen (European Union Minor Uses Coordination Facility) durch die Bereitstel-
lung finanzieller Mittel und der Mitarbeit in der Lenkungsgruppe. Im Rahmen 
des gesetzlichen Auftrags werden die Anträge nach Artikel 51 der VO (EU) 
1107/2009 zur Schließung der Lücken durch die zuständigen Zulassungsbehör-
den angemessen geprüft und schnellstmöglich beschieden.
Eine Übersicht über die gemeldeten Indikationen in gartenbaulichen Kulturen 
kann der Tabelle in der Anlage entnommen werden.
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Für gartenbauliche Kulturen existieren danach aktuell 162 benötigte Anwen-
dungsgebiete, davon 112 aus dem Einsatzgebiet Gemüsebau, 44 aus dem Obst-
bau und 6 aus dem Zierpflanzenbau. Bei den Gemüseund Obstkulturen fallen 
die gemeldeten Lückenindikationen besonders in den Wirkungsbereich der 
Insektizide (60 im Gemüsebau, 38 im Obstbau), gefolgt von den Fungiziden im 
Gemüsebau (40 Indikationen).

10. Was sind nach Kenntnis der Bundesregierung die Schwierigkeiten im
Bereich Harmonisierung und Zulassung von Pflanzenschutzmitteln, und
bis wann, und wie sollen diese Schwierigkeiten gelöst werden?

Die Schwierigkeiten im Bereich der Harmonisierung im Rahmen der Pflanzen-
schutzmittelzulassungsentscheidungen haben verschiedene Ursachen. Zum 
einen ist der Harmonisierungsgrad in den verschiedenen Risikobewertungs-
bereichen nach wie vor unterschiedlich. Gerade im Bereich „Naturhaushalt“ ist 
die Harmonisierung grundsätzlich noch nicht so weit fortgeschritten, wie z. B. 
im Gesundheitsbereich. Allerdings sind zunehmend Tendenzen zu beobachten, 
dass selbst in höher harmonisierten Bereichen die zuständigen Behörden in den 
Mitgliedstaaten zunehmend zu abweichenden methodischen Schritten neigen 
oder verabschiedete Leitlinien nicht zeitnah zur Anwendung kommen. Darüber 
hinaus werden die unterschiedlichen Bedingungen in der Landwirtschaft oder 
der Ökologie in den Mitgliedstaaten zunehmend auch bei Zulassungsentschei-
dungen (Artikel 36 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009) herausge-
stellt.
Die zuständigen Bundesministerien fördern die Harmonisierung auf EU-Ebene 
mit verschiedenen Maßnahmen, z. B. der aktiven Mitarbeit der deutschen Be-
hörden bei der Entwicklung von Leitlinien für die Risikobewertung, den Aus-
tausch zwischen den Risikobewertern in den zuständigen Behörden, Beteiligun-
gen an den Gremien der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit oder 
die Absprachen zum formalen Vorgehen in den Zulassungsverfahren. Wie lange 
der Prozess der Harmonisierung noch andauern wird, kann zurzeit nicht abge-
schätzt werden.

11. Welche Kriterien werden nach Kenntnis der Bundesregierung im Zulas-
sungsverfahren von Pflanzenschutzmitteln von der zuständigen Behörde
im Bereich des Naturhaushaltes angelegt, die sich von den Kriterien in
anderen EU-Mitgliedstaaten unterscheiden, und welche Wettbewerbs-
nachteile ergeben sich daraus für deutsche landwirtschaftliche Produzen-
ten?

Alle Risikobewertungsbehörden legen die von der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 in Artikel 4 vorgegebenen Kriterien an. Diese sollten sich in der 
EU nicht unterscheiden. Insofern sind aus den Kriterien keine Wettbewerbs-
nachteile abzuleiten.
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12. Plant die Bundesregierung Maßnahmen hinsichtlich der kritischen Ent-
wicklung der Zulassungssituation im Bereich Insektizide?

a) Wenn ja, wann, und welche konkret?

b) Wenn nein, warum nicht?

Die Fragen 12 bis 12b werden gemeinsam beantwortet.
Nicht nur für die Herausforderungen für Pflanzenschutzmaßnahmen, die die 
landwirtschaftlichen Kulturen vor Insektenschädlingen schützen sollen, plant 
die Bundesregierung weitere Schritte. In diesem Bereich kommt es unter ande-
rem auf:
– eine intensivere Förderung der Entwicklung biologischer und anderer nicht-

chemischer Pflanzenschutzverfahren (Beispiel sind die Ansiedlung von 
Nützlingen und Schaffung der für diese notwendigen Lebensräume),

– eine technische Weiterentwicklung von computergestützten Prognosemodel-
len auch zur Früherkennung von Schädlingsbefall,

– eine Stärkung des Integrierten Pflanzenschutzes,
– eine Stärkung der Resistenzzüchtungsforschung oder
– eine Förderung der Anwendung von Low-Risk-Pflanzenschutzmitteln an.
Diese Elemente werden auch mit dem „Diskussionspapier Ackerbaustrategie 
2035“ vom BMEL verfolgt.
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Anlage
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